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Amtlicher Zcil
Einschränkung der Versammlungsfreiheit

Der Befehlshaber des Wehrkreises S, Generalleutnant Rein¬

hardt in Stuttgart , hat bestimmt , daß in seinem Befehlsbereich ,

gU dem auch Baden gehört , alle öffentlichen Versammlungen ,

Ansammlungen , Umzüge und Aufzüge unter freiem Himmel

tztilboten sind . Gleic^ eitig weiten alle öffentlichen Versamm -

lungen in geschloffenen Raumen von der Genehmigung der

zuständigen Polizeibehörde abhängig gemacht . Die Polizei -

dthöiden find angewiesen , gegen jede Handlung , die zum Ge¬

neralstreik oder zum Bürgerkrieg auffordert , einzuschreiten .

* Außenpolitik oder Ilnnen-
politik

Nach den heute früh vorliegenden Meldungen aus Ber¬

lin sind die gestern verbreiteten Gerüchte über eine K a -

binettskrisis als übertrieben zu bezeichnen. Ein

Teil dieser Gerüchte soll, wie jetzt mit Nachdruck betont
wird, überhaupt nicht den Tatsachen enffprechen. Richtig
ist, daß in einzelnen Fraktionen gewisse Cliquen vor¬

handen sind , die gerade in den letzten Tagen mit neuen

Heilvorschlägen aufwarttzn zu müssen glaubten , und deren

Auftreten dann als maßgeblich für die Stimmung der

Gesamtfraktion hingestellt wurde . Richtig ist ferner , daß
nach ziemlich übereinstimmender Ansicht sämtlicher Par¬
teien einzelne Minister nicht die auf sie gesetzten Erwar¬

tungen erfüllt haben, und daß man deshalb wünscht, diese
Minister durch andere, hoffentlich befähigtere Persönlich¬
keiten zu ersetzen .

Richtig ist aber auch , daß diese ganze Diskussion über
die Umbildung des Reichskabinetts in einem Zeitpunkt
erfolgt , der außenpolitisch wie innenpolitisch dafür ganz
und gar nicht geeignet ist. Man kann heute ohne Über¬

treibung sagen, daß die Situation außenpolitisch und in¬

nenpolitisch schwieriger und düsterer ist denn je.
Selbstverständlich ist daran nicht allein der böse feind¬

liche Nachbar schuld . Wir sollten uns endlich einmal von
der bequemen Methode lossagen , die darin besteht, daß
man jedes Versagen der Maschine auf einen Fußtritt
Frankreichs zurückführt. Ebenso hat es gar keinen Zweck ,
immer wieder zu erklären, daß Frankreich ja doch nur

unfern Untergang wolle , und daß deshalb alle Bemühun¬
gen Frankreich gegenüber umsonst seien. Steht man wirk¬

lich auf diesem Standpunkt und hält ihn für unverrück¬
bar, dann sollte man wenigstens daraus auch die Konse¬

quenz ziehen. Das geschieht aber nirgends . Erstens , weil

jeder sich scheut, die Verantwortung für diese Konsequenz
zu übernehmen, und zweitens , weil eben doch im Inner¬
sten der Brust das Gefühl der Hoffnung nicht ganz er¬

löschen will . Ist dem aber so , dann hat es , wie gesagt,
keinen Zweck , jene Methode eines bequemen Pessimismus
weiter zu verfolgen .

Solange wir vaterländisch fühlen , solange uns die Exi¬
stenz des deutschen Reiches und des deutschen Volkes als
ein kostbares , nie zu veräußerndes Gut gilt , sind wir

schon aus Patriotismus verpflichtet, alles zu tun , und alles

zu versuchen , um den Druck , der auf uns lastet, zu lockern ,
d. h. mit Frankreich so oder so zu irgend einem Arrange¬
ment zu kommen. Es hieße die Politik als solche verab¬

schieden, wenn man bei allen Maßnahmen von vornher¬
ein die Maxime herrschen ließe , daß Frankreich eben doch
unseren Untergang will . Aufgabe unserer Politik fft es
dann eben, diesen Willen zu durchkreuzen und den Unter¬

gang abzuwenden.
Dazu gehört aber, daß unter allen Umständen die Fra¬

gen der Außenpolitik eine Vorzugs st el -

lung eingeräumt bekommen , d. h. daß sie un¬

bedingt vor die Fragen der inneren Politik rüngiert
werden. Nach den Erfordernissen der Außenpolitik hat sich
die innere Politik zu richten. Ganz von selbst ergaben sich
da unmittelbar , nachdem der Beschluß zum Abbrechen des

passiven Widerstandes gefaßt war , gewisse Erfordernisse .
Leider sind sie nicht erfüllt worden . Und zwar spielen da¬

bei die Vorgänge in Bayern die Hauptrolle .
Unter dem Gesichtswinkel unserer» Außenpolitik ge-

sehen, sind diese Vorgänge sicherlich das Schlimmste , was

uns passieren konnte. Und wenn jetzt in den Ausein¬

andersetzungen mit Frankreich immer wieder von den

Hoheitsrechten des Reiches gesprochen wird , die

nicht verletzt werden dürfen , so soll man sich nur darauf

gefaßt machen, daß Frankreich uns darauf Hinweisen wird ,
daß wir ja selber nicht mehr in der Lage sind, dem Recht

der Verfassung und der Hoheit des Reiches in allen
deutschen Ländern Respekt zu verschaffen. Die Vorgänge
in Bayern bedeuten wahrscheinlich, wenn nicht noch
inletzter St undeeinWundergeschieht , den
Anfang zur Auflösung des Reiches . Und offenbar ist es
denn auch die dadurch völlig veränderte Situation , die
Frankreich und Belgien veranlaßt , die Antwort auf die
deutsche Anfrage , wie denn nun der normale Zustand im
Ruhrgebiet wieder hergeftellt werden soll , hinauszu¬
zögern .

Würde morgen in Frankreich oder in jedem ix -belie -

bigen anderen Staate sich das ereignen , was sich jetzt bei
uns in Bayern ereignet , würden sich in Frankreich z. B .
wichtige Departements außerhalb der französischen Ver¬
fassung stellen und der Pariser Regierung praktisch den Ge¬
horsam verweigern , ohne daß sie darauf sofort zum Gehor¬
sam zurückgeführt werden , dann würde der außenpolitische
Kredit auch hier unter den Nullpunkt heruntersinken . Es
ist bezeichnend für die politische Naivität unseres Volkes ,
daß heute noch weite Kreise nicht im entferntesten ahnen ,
was uns eigentlich Bayern angetan hat.

Für alle f i n a n z politischen Maßnahmen aber gilt
gleichfalls der Grundsatz von der Vorrangstellung der
Außenpolitik . Gelingt es uns nicht , ein Arrangement
mit Frankreich in kürzester Zeit zu finden , so werden auch
alle unsere Anstrengungen auf finanziellem Gebiet um¬
sonst sein . Erst muß das große Leck im Rumpf des
Schiffes gestopft werden , bevor man daran denken kann,
die Takelage wieder in Ordnung zu bringen . Ob es über -
Haupt noch möglich sein wird, den Forderungen , die heute
die Situation außenpolitisch an uns stellt, innenpolitisch
zu genügen , das ist allerdings eine Frage , die nur schwer
zu beantworten ist. Wer sein Vaterland liebt , wird sie
jedoch mit einem Ja beantworten müssen .

Das Ikabinett Btresemann
Rücktritt des Reichswirtschastsministers v. Raumer

Der gestrige Dienstag war in Berlin ganz und gar von
Verhandlungen zwischen dem Reichskabinett und den Führern !

der Parteien und von Fraktionssitzungen ausgefüllt , so daß , !

die für diesen Tag anberaumte Sitzung des Reichstags ver » *

schoben werden mußte . Uber den Verlauf der Verhandlungen i
wird mitgeteilt , daß in der Dienstag vormittag abgehaltenen >
Besprechung der Führer der Koalitionsparteien mit dem j
Reichskanzler , an der auch der Führer der bayerischen Volks - '

Partei teilnahm , der Reichskanzler die Grundzüge seiner im .

Reichstage zu haltenden Rede entwickelte . Bei der großen :

Tragweite der auf außen - u . innenpolitischem »Gebiet zu fassenden
Beschlüsse legten die Fräktionsführer Wert darauf , zunächst
mit ihren Fraktionen zu beraten , worauf Fraktionssitzungrn
stattfanden . Reichswirtschaftsminister v . Raumer hat seine >

Demission eingereicht . Sein Rücktritt wird jedoch nicht auf
'

Meinungsverschiedenheiten mit der Politik des Kabinetts , sondern

auf persönliche Gründe — anscheinend Gegensätze zum Reichs¬

kanzler — zutückgeführt . Über den Verlauf der Fraktions -

sttzungen vom Dienstag berichtet WD .B . :

Berlin , 2. (Ott . In der Fraktionssitzung der Deutschen
Bolkspartei war Reichskanzler Dr . Stresemann selbst an¬
wesend . Er legte der Fraktion sein Programm dar : diese
stellte sich duchaus hinter seine Politik . Auch das Zentrum
beschloß, dem Programm des Reichskanzlers zuzustimmen und

lehnte eine Erweiterung des Kabinetts nach rechts ab , wöbet
es ausgemacht sein dürfte , daß das Zentrum an der Mitavbeit
der sozialdemokratischen Partei festhalten müsse . Die demo¬
kratische Fraktion erklärte , daß sie an einer Personensrage
nicht interessiert sei, daß sie aber für das vom Kabinett be¬

absichtigte Ermächtigungsgesetz stimmen würde , wenngleich sie
nicht in einem Kabinett mit den Deutschnationalen zusam¬
menbleiben würde . Im letzteren Sinne entschlossen sich auch
die Sozialdemokraten . Ferner nehmen sie in bezug auf das

Ermächtigungsgesetz insofern eine zustimmende Haltung ein ,
als es sich auf die Währnngs - und Finanzpolitik bezieht . Da¬

gegen lehnen sie das Ermächtigungsgesetz ab , soweit es sich
auf wirtschaftliche und soziale Fragen , insbesondere auf die

Durchbrechung des Achtstundentages bezieht . Außerdem hal¬
ten sie daran fest, daß ihre drei Minister im Kabinett bleiben .

*
Der Vorsitzende der Reichstagsfraktion der Deutschen Volks¬

partei Dr . Scholz dementiert die Nachricht von verschiedenen
Blättern , daß er dem Reichskanzler Forderungen unterbreitet

habe , von deren Erfüllung das Verbleiben seiner Partei in

der Regierung abhängig sei. Er habe nur den Standpunkt
vertreten , daß seine Fraktion eine weitgehende Ermächtigung
zur Durchführung finanzieller , wirtschaftlicher und sozialer
Gesetze voraussichtlich von der endgültigen Besetzung des einen

oder des anderen Ressorts abhängig machen müsse . Auch

habe er die Notwendigkeit der Steigerung der Arbeitsinten¬

sität zur Erhöhung der Produktion betont . In den dazu ge¬

eigneten Betrieben würde man auch vor einer Verlängerung
der Arbeitszeit nicht zurückschrecken.

Weiter wird aus Berlin gemeldet : In keiner der bürger¬
lichen Parteien der großen Koalition haben Beratungen statt¬
gefunden über die Bildung einer Rechtsregierung . Richtig ist
dagegen , daß in allen Fraktionen kritische Stimmen gegen ein¬
zelne Mitglieder des Kabinetts laut geworden sistd . Doch ist
das such früher schon der Fall gewesen und hat sich früher
bere « d zum Teil auch gegen Mitglieder der eigenen Fraktion
gerichtet . Richtig ist ferner , daß in den einzelnen Fraktionen
sich Zirkel gebildet haben , die die Auffassung vertreten , daß
die gegenwärtige kritische wirtschaftliche und finanzpolitische
Lage des Meiches es erforderlich mache, dem Kabinett außer -
ordeuMche Vollmachten zur Durchführung bestimmter Pläne
zu geben . Bisher aber haben keine Verhandlungen zwischen
den Parteien stattgefunden , auf welche Gebiete sich diese Maß¬
nahmen beziehen , welchen Umfang die Vollmachten haben sol¬
len und in welchem Maße das Parlament bei der Durchfüh¬
rung dieser Vollmachten beteiligt werden soll.

Aus der nicht erfolgte» Regierungserklärung
Über die auf die auswärtige Politik bezüglichen Teile der

Regierungserklärung , die der Reichskanzler Dr . Stresemann
am Dienstag im Reichstag abgeben wollte , macht die „Zeit "

,
das dem Kanzler nahestehende Blatt , folgende Angaben :

„Die Regierungserklärung zieht außenpolitisch die Konse¬
quenzen . aus einer zweifelsfrei gegebenen Lage . Es ist klar ,
daß die französische Regierung nicht verhandeln will , sondern
auch nach Einstellung des passiven Widerstandes den Kurs
ihrer bisherigen Politik weiter verfolgt . Daber ist namentlich »
die Art , wie sie die Wiedereinstellung der deutschen Beamten
behandelt , für Deutschland unerträglich . Der Diensteid , den
man den Beamten aufzwingen will , bedeutet einen unverhüll¬
ten Eingriff in die deutschen Hoheitsrechte . Es ergibt sich»
aus der ganzen bisherigen Regierungspolitik von selbst, daß
das Kabinett diesem Vorgehen nicht ruhig zusehen wird . Die
Regierungserklärung läßt keinen Zweifel daran , daß das Ka¬
binett entschlossen ist, auf das französische Vorgehen die ein¬
zig mögliche Antwort zu erteilen ."

*
"

Wie aus Berlin gemeldet wird , hat sich die Reichsregierung
sofort nach der offiziellen Mitteilung über den Abbruch deS
passiven Widerstandes an den französischen Botschafter in Ber -
lin mit der Anfrage gewandt , ob und in welcher Form die
belgische und die französische Regierung bereit seien , mit deut¬
schen Beauftragten über die Wiederaufnahme der Arbeit im
besetzten Gebiet zu verhandeln . Obwohl seither zwischen
Staatssekretär von Maltzahn und dem ftanzösischen Botschafter
wiederholte Besprechungen über diese Probleme stattgefunden
hüben , hat sich weider die ftanzüsische noch die belgische Regie¬
rung veranlaßt gesehen , in irgend einer Form die an sie ge¬
richtete Anfrage zu beantworten .

Sicherung des flachm Landes
Berlin , 2. Oft . Zur Aufrechtevhaltung der Sicherheitsver -

hältnisse auf dem flachen Lande hat die Reichsregierung in
einem Rundschreiben an die Landesregierungen angeregt ,
Bereinbarungen zur gegenseitigen Hilfe zu treffen , wenn die
eigene Polizei des Landes nicht ausreiche . Sie erwartet die
Verwendung der Polizeiorgane nicht nur im Interesse des ei¬
genen Landes , sondern auch für die deutschen Gesamtinteres¬
sen in Gestalt einer polizeilichen Grenzhilfr . Außderm wird
nach dem Vorbilde Preußens die Bildung eines Flurschutzes
empfohlen , um das flache Land vor gewaltsamen Einwirkun¬
gen ans die Produktion zu schützen. Im übrigen ist die be¬
schleunigte und ausreichende Ablieferung der Erntecrträgnisse
durch die Erzeuger als das beste Mittel gegen Plünderungen
und Ausschreitungen auf dem Lande anzusehen .

politische Neuigkeiten
Zur Lage in Bayern .

wird gemeldet , daß der Landeskommandant der Reichswehr .
General v . Lossow den Befehl des Reichswehrministers , äiS
Erscheinen des „Völkischen Beobachters " zu verhindern , zu¬
nächst an iden bayrischen Generalstaatskommiffar als den
nach feiner Auffassung zuständigen Zivilkommissar weiterge¬
geben . Die Entscheidung liegt also jetzt bei Kahr . Der
„Völkische Beobachter " , der weiter erscheint, behauptet , ihm sei
aus dem Generalstaatskomnnssariat erklärt worden , „ daß daS
deutschfeindliche Verbot nicht durchgeführt werden würde " .

Die sozialdemokratischen Organisationen Münchens und
Südbaherns erlassen einen Aufruf an die Sicherheitsabteilun¬
gen , der die Auflösung unter Dank für die gebrachten Lpf .er
mitteilt . Es heißt dann u . a . : „ Wehrlos gemacht , lösen wir
unsere Organisationen aus und belasten mit der Durchfüh¬
rung des Schutzes für unsere Einrichtungen und mit der vol¬
len Verantwortung für diese jene Organe , die in der kritischsten
Zeit zweierlei Rechte und zweierlei Staatsbürger geschaffen
haben . . . Noch steht der äußere Feind im Land . Da zwingt
uns unser VerantwortlichkeitSgefuhl , nicht durch zwecklosen
Widerstand die Pläne jener fördern zu helfen , denen zur Er¬
reichung ihrer selbstsüchtigen Ziele die Einheit und der Be¬
stand der deutschen Republik nebensächlich sind."

*

In einer Sitzung des Landesausschusses der württembev »

gischen Zentrumspartei führte der württembergische Innen¬
minister aus , zu Beunruhigungen sei in Württemberg kein

Anlaß . Die Regierung sei stark genag , mit den ihr zur Ver -

fügung stehenden Machtmitteln gegen Putsche , von welcher
Seite sie auch kommen mögen , mit der nötigen Raschheit und



Energie «inzugreifen . Notwendig sei, das, ordnungsliebendeTeile - er Bevölkerung die Regierung in ihren Maßnahmenunterstützen. Zum Schluß wurde eine Entschließung ange¬nommen, in der eS u . a . heißt : «Auch nach dem Zusammen,
bruch de- passiven Widerstandes , muß die Befreiung 'des
Rhein -, Ruhr - und Saargebiets und ihre ungeschmälerte Zu-
gehörigkeit zum Deutschen Reich das Ziel des deutschen Volkesbleiben. Sowohl zur Erreichung dieses Zieles wie zur Wie.
derherstellung geordneter Wirtschastsverhältnisse ist die Fern¬
haltung aller Umsturzversuche von rechts und links unbedingte
Voraussetzung." Zum Schluß wird erklärt : „Die Zentrums¬partei will im Bekenntnis zur Weimarer Verfassung für
daS Wohl eines einigen Deutschen Reiches , das wir allen Ge¬walten zum Trotz erhalten wollen, und für die Zukunft unse¬res Landes Württemberg arbeiten ."

Ter Republikanische Reichsbund veranstaltete in Stuttgarteine öffentliche Versammlung , die außerordentlich stark be-
sucht war . Der badische Kultusminister Dr . Hellpach sprachüber „Das sterbende und werdende Europa " . Er führte pla¬
stisch vor Augen, wie das Europa Bismarcks , Taillerands und
DisraeliS zwar -durch Fragen der Staatskunst , mehr aber nochan eigener Lebensschwäche zugrunde gegangen sei. Kritisch
beleuchtete er das Europa Frankreichs und Englands , um
schließlich das werdende Europa darzustellen, wie er es als
neue Synthese zwischen Slawentum und Germanentum sieht .— Die Nationalsozialisten haben versucht , zu Beginn der Ver¬
sammlung durch Stinkbomben die Veranstaltung zu stören,konnten aber , nachdem diese Büberei wirkungslos blieb, die
starke Wirkung -dieser republikanischen Kundgebung nicht mehr
verwischen.

*
Nach Blättermeldungen aus Dresden , -haben die Kommu¬

nisten bei den Verhandlungen über ihren Eintritt in die
sächsische Regierung eine Reihe von Forderungen ausgestellt,u . a . sofortige Mobilisierung der Massen, sofortige Einberu¬
fung des Landtages , Beseitigung des Ausnahmezustandes ,

’
Verstärkung und Bewaffnung der gemeinsamen Abwehrorga¬
nisationen , die auch -die Grenze gegen Bayern sichern sollen ,
sofortige Einsetzung gemeinsamer Aktionsausschüsse. Vor¬
bereitung der Durchführung des politischen Massenstreiks und
Bildung eines mitteldeutschen Abwehrblocks Sachsen-Thürin¬
gen.

*
In Österreich rühren sich die Nationalsozialisten aufs Neue.

In einem Wiener Vorort ist es zu Zusammenstößen gekom-
men, wobei ein junger Arbeiter getötet wurde . In Wien
fand am Sonntag eine ganz nach Münchener Vorbildern ar¬
rangierte Kundgebung statt .

Die Vorgänge in Düsseldorf
Havas berichtet aus Düsseldorf, daß die Zahl der Opfer be¬

trächtlich höher sei als zuerst angenommen wurde . 17 Deutsche
seien getötet (darunter 12 Zivilisten, 3 Schupo, und 2 blaue
Bolizeibeamte ) und 91 Deutsche verwundet worden , die in den
Krankenhäusern behandelt werden . Zwei Franzosen seien
leicht verletzt worden.

Der Londoner „Daily Telegraph " veröffentlicht einen Be¬
richt aus Düsseldorf, in dem festgestellt wird , daß die iSchutz-
polizei, als sie zur Wiederherstellung der Ordnung ihren' Standort verließ , von den Separatisten sofort nach ihrem Er¬
scheinen mit scharfen Schüssen empfangen wurden . Die Po¬
lizei hat diese erwidert , aber ihre Ruhe behalten und zunächstin die Luft gefeuert . Ms sie jedoch der dauernden >Schießerei
ausgesetzt war , hat sie energisch eingreifen müssen. Die Tat¬
sache, daß sich unter den toten und verwundeten Deutschen
3 tote und 18 verwundete Polizisten befinden , sei ein Beweis
dafür , daß die Schutzpolizei einem entschieden bewaffneten
Widerstande, gegenüber gestanden habe . Der Berichterstatter
erklärt , es sei wichtig, die? zu betonen, da eine Darstellung
der Separatisten weit verbreitet worden sei , derzufmge das
gesamte Vorgehen der Polizei vorsätzlich geplant und brutal
durchgeführt worden wäre . Der Düsseldorfer Berichterstatter
der „Times " schildert , wie nach der >Schießerei die Franzosen
die gesamte grüne Polizei entwaffnet haben, die zum Tragen
von Waffen berechtigt ist, wahrend der Berichterstatter jedoch
nicht entdecken konnte, daß die Franzosen irgendwelchen Se¬
paratisten ( ! ) , der im Besitze von -Waffen war , behelligten.

*
Aus Essen wird gemeldet, daß der stellvertretende Polizei¬

präsident Regierungsrat Friedensdorff von den Franzosen
als Geisel festgenommen wurde , während der seit dem 26.
September in Haft befindliche Polizeirat Eckener entlassen
wurde . — Am 3 . Oktober werden in Duisburg 62 Eisenbah¬
ner mit Familien ausgewiesen . — Die Hauptwerkstätte in
Witten ist besetzt worden . — Auf der Regiebahn ist laut An¬
schlag der französisch-beltzischen Verwaltung der .Fahrpreis
vom gestrigen Tage ab in französischen oder belgischen Francs
zu bezahlen. Diese Maßnahme hat eine heillose Verwirrung
bei der Umrechnung zur Folge, da der französische und bel¬
gische Francs zu verschiedenen Kursen gehandelt werden. Am
28. September nahmen die Franzosen einen Wagen des Bo-
chumer Vereins fort , der 9,4 Billionen Notgeld, das in der
Druckerei der Union hergestellt war . wegbringen sollte . In
Essen entwendeten die Franzosen bei der Firma Krupp etwa
806 Milliarden .

Die Rede des englischen Premierministers
Der Inhalt der Mede , die Baldwin bei der Eröffnung der

britischen Reichskonferenz gehalten hat , wird nun veröffent¬
licht . Die englische Blätter nennen sie inhaltslos , der „Daily
Telegraph " schreibt , haß der Optimismus Baldwins darauf
beruhe, daß er von Poincare feierliche Zusagen erhalten habe,
Frankreich verfolge nur rein wirtschaftliche Ziele im Ruhrge -
biet. Nach -Baldwin sprach u . a . SmutS . Es verlautet , daß er
die moralische Verpflichtung des britischen Reichs betonte, das
volle Gewicht seines Ansehens und seine Macht in die euro¬
päische Wagschale zu legen. Seine Rede sei auf den Grund¬
ton äbgestiwmt gewesen: „Wir müssen Himmel » nd Erde in
Bewegung setzen, um der Welt einen wahren Frieden zu ge¬
ben", und fand gute Aufnahme im -liberalen Lager . „ Morning
Post " meint, daß die politische Auflösung Deutschlands Eng¬
land gleichgültig sein könne, ja sogar als >Woh1tat empfunden
werde, äber England müsse das wirtschaftliche Chaos Euro¬
pas zu beenden suchen .

Nach den amtlichen Mitteilungen stellte Baldwin , soweit
feine Rede sich mit den europäischen Fragen befaßte nach ein¬
mal fest, daß England und Frankreich noch immer verschie¬
dener Anstcht seien über die Zweckmäßigkeit der Nuhraktion
als ein Mittel , um Zahlungen von dem als zahlungsunwillig
geschilderten Deutschland zu erlangen . Baldwin betonte wei¬
ter, England und Frankreich -wären bei der Pariser Be¬
sprechung einig gewesen , daß jeder Bruch der Entente geeignet
sei, die Wiederherstellung des Friedens in Europa noch weiter
hinauszuschieben. Angesichts der neuen Phase , die in der' Re¬
parationsfrage durch die -Aufgabe des passiven -Widerstandes
eingetreten sei, seien er und Poincare der Ansicht, daß nur die
engste und vertrauensvollste Zusammenarbeit zwischen den
Alliierten eine Regelung der europäischen Probleme ermög¬
lichen könne . In längeren Ausführungen , die sich mit dem
Ianina -Konflikt befaßten , setzte Baldwin dann auseinander ,daß der Völkerbund in diesem Falle zweifellos das Verdienst
haj, einen Krieg, der unter Umstände" unver "' ->dlich gewesen
Mms. verhindert zu haben.

Die „Times " betont , daß England immer noch einen Teil
Europas bilde, dessen Problem das dringendste Problem der
Außenpolitik sei . Die deutsche Stabilität zerfalle jetzt . Frank¬
reich unterstütze die separatistische Bewegung wenigstens in¬
offiziell. Ob absichtlich oder nicht , die französische Politikvollende , den Zusammenbruch Deutschlands . Dick Tendenz
Frankreichs sei, seine Vormachtstellung auszugestalten , waSin England verstanden, jedoch nicht für durchführbar ange¬sehen werde. Frankreich mache es Deutschland fast unmöglich,Repcrraftonen zu leisten. Es rufe die farbigen Völker zu Hilfe.
Bezeichnend sei das Wort Poincares : „Deutschland will nicht,daß wir eine Nation von 100 Millionen sind. Für England
sei die Frage , ob es an dem Grundsatz des Gleichgewichts der
Mächte festhalten wolle.

Ikurze Nachrichten
DaS Knstriner Abenteuer hat , wie amtlich mitgeteilt wird,ein schnelles Ende gefunden . Ein Einsetzen der nach Küstrin

herangezogenen militärischen Verstärkungen- war nur in ge¬ringem Umfange notwendig. Die Aufständischen in einer Ge¬
samtstärke von etwa 400 Mann unter einem Dutzend Rädels¬
führern sind alle gefangen und entwaffnet worden . Bei der
Räumung der Umgebung von Küstrin ist noch eine Bande vonetwa 30 Köpfen ausgehoben worden. Das Feuergefecht am
Montag Abend brachte den Auft'tändischen einen Toten un¬
einige schwer und leicht Verletzte ein. Die Truppen haoenkeine Verletzten. — Eine Verordnung des Reichsjustizministers
bestimmt, daß zur Beurteilung der Strafsachen , die mit den

j Unruhen in Küstrin Zusammenhängen , ein außerordentliches
Gericht mit dem Sitz in Cottbus gebildet wird.> Die hannoversche Frage . Auf der Nordhannoverschen Lcm.

- desversa-mmlu-ng der Deutsch-Hannoverschen Partei teilte
I Reichstagsabgoordneter Alpers mit, daß in übernächster Woche
, die Abstimmung über ein selbständiges Hannover neuerdings! beantragt werden solle. In welchem Umfange -die Abstimmung
; innerhalb der Provinz Hannover vorgenommen werden soll,! wird die MeIsische Partei demnächst beschließen .

; Ein Appell des Papstes . Nach einer Meldung aus Rom
- fordert der Papst die amerikanischen Bischöfe auf , ihre Mild -
! tätigtest , deren Rußland nicht mehr allzusehr bedürfe , dem

nahen Orient und Zentraleuropa zuzuweäden , wo der Wintermit dem Schrecken -des Hungers und der Krankheit drohe.
Der Papst über Deutschlands Tragödie . Das römische Blatt

„Nuovo Paese " gibt, indem er für die Authentizität einsteht,die folgenden Worte -des Papstes wieder, die er zu dem Kar .
dinalstaatssekretär geäußert haben soll . Die Nachrichten - über
-die deutsche Tragödie zerreißen mir das Herz . Morgens undabends bete ich für den Frieden der Völker; denn was kann ichmehr tun , als beten. Möge Gott meine iG-ebete anhören fürdie Kinder, ach, wenigstens für diese armen Kinder , damit
ihr Los erleichtert werde und damit sie die Liebe wieder ler¬
nen und -daß die Geißel des Krieges sie nicht verfehle. Es
darf doch nicht möglich sein , daß ein ganzes Volk zugrunde
geht.

Kein Streikrecht der Schweizer Staatsangestellten . Der
Schweizer Bundesrat hat auf eine Interpellation er-
.widert, er stehe auf dem Standpunkt , daß die Landesregierungim Einvernehmen mit der großen Mehrheit des Volkes -das
Streikrecht der eidgenössischen Beamten , Angestellten und Ar¬
beiter entschieden ablohnen müsse . !

Die Spanier in Marokko . Aus Tanger wird gemeldet, ,daß die Riffleute , die schon seit einiger Zeit vorbereitete Of - .fensive gegen die Spanier eröffnet hätten . Die Aufftäudichen
hätten feit zwei Tagen an Boden gewonnen und umzingelten
jetzt die befestigten spanischen Stellungen von drei Punkten .Die Spanier hätten Truppen eingesetzt , um diese Stellungen
zu entsetzen .

Radiscke ^Aebersicbt
Die Teuerung iu Baden in der 1. Oktoberwoche

DiL Landesindexziffer für die Lebenshaltungskosten (mit
Bekleidung) stellt sich nach den Berechnungen des Statistischen
Landesamts vom 1 . Oktober auf 46 697 200,06 , ohne Beklei¬
dung auf 41 189066,62- (1913/14 = 1) . Die Steigerung der
Lebenshaltungskosten ohne Bekleidung gegenüber der Vorwoche
(26 998 477,73 ) beträgt somit 58,8 Prozent .

Aus der Deutschen Volkspartei
Am Sonntag nachmittag fan-d in Mannheim unter dem

Vorsitz von Stadtrat Ludwig Haas eine von sämtlichen Orga¬nisationen des Wahlkreises 6 -beschickte Konferenz statt , die sich
vornehmlich mit den Tagesfragen befaßte . An sein von

Hauptschriftleiter Kurt Fischer gehaltenes Referat über die
politische Lage knüpfte sich eine rege Aussprache, deren Nieder¬
schlag folgende einstimmig angenommene Entschließung bil .
dete :

„Die am 30. September in Mannheim versammelten Ver.
treter des Wahlkreisverbandes Mannheim , Weinheim , Schwel,
zingen der Deutschen Vol-kspartei sprechen einstimmig ihrem
Führer , dem Reichskanzler Dr . Stresemann das Vertrauen
aus und- geloben ihn auch weiterhin wie bisher treueste Ge¬
folgschaft zu leisten.

"

Vom badischen Bauernverein
In der badischen Bauernvereins -Organisation begingen die !

Generaldirektor Dr . Aengenheister und Direktor Burkart den
Tag ihres 20jährigen Dienstjubiläums . In Anbetracht der
schlechten Zeitverhältnisse wurde auf Wunsch der beiden Herrenvon einer Feier abgesehen. Die Beamtenschaft überreichte ineinem schlichten Akt eine künstlerisch ausgeführte Glück¬
wunschadresse .

Verein badischer Pflanzenzüchter
Die am Sonntag abgehaltene Porstandssitzung des Vereins

badischer Pflanzcnzüchter e . W . in Heidelberg zeitigte wichtige
Ergebnisse von allgemeiner Bedeutung . Als Tagungsort fürdie diesjährige Generalversammlung des Vereins im Dezem¬ber d . I ., wurde die Stadt Heidelberg ausersehen . Für die
-Vorträge bei dieser Gelegenheit sind schon jetzt die ersten
-Autoritäten auf dem Günete der Landwirtschaft gewonnen.Mit der Tagung wird eine Ausstellung verbunden werden , die
die Erzeugnisse den badischen Pflanzcnzüchter umfassen wird.Die Prämiierung badischer Saatzuchtoetriebe durch die Bad . ,Landwirtschaftskammer findet ebenfalls -bei dieser Gelegenheit ,in der Verteilung wertvoller Ehrenpreise ihren -Abschluß .Der Arbeitsplan des Vereins für den kommenden Winter
umfaßt eine großzügige Werbetätigkeit für die Forderung der i
einheimischen Pflanzenzüchtung in Versammlungen und Aus - j
stellungen, sowie berufliche Weiterbildung der praktischen 1
^Manzenzüchter in einem LckhrkurS für Pflanzenzüchtung der
von der Badischen Landwirtschaftskammer in choer Saatzucht « !
ansbalt Rastatt abgehalten werden soll. 1

Ilrurze Nachrichten aus Kaden
Die Schlüsselzahl des badischen Einzelhandels vom g. ©ft,* .

beträgt 9 600 000 (Vortag 7 200 000 ) .

Staatsanzeiger
Bekanntmachung. 4

Auf Grund des Artikels 48 Absatz 2 der Reichsverfassun « !betr. die zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit utj :
Ordnung nötigen Maßnahmen vom 26. September 1923.

1 . Der militärische Ausnahmezustand ist für das Reich ver¬hängt .
3. Die Artikel 114, 116, 117, 1-18, 123, 134 und 163 bec ;

Reichsverfassung sind bis auf weiteres außer Kraft gesetzt . jDemzufolge sind Beschränkungen der persönlichen Frei¬heit, des Rechts -der freien Meinungsäußerung einschließ,lich der Pressefreiheit, des Vereins - und Versammlungz.rechts, Eingriffe in das Brief -, Post -, Telegraphen - ur
Fernsprechgeheimnis, die Anordnung von Haussuchunyeund Beschlagnahmen, sowie Beschränkungen des Eigen ,tums auch außerhalb der sonst hierfür bestimmten
gesetzlichen Grenzen zulässig.

3. Die vollziehende Gewalt geht auf -den Reichswehrministe,über.
4. Die im Strafgesetzbuch mit lebenslänglichem Zuchthau-bodrohten Verbrechen werden mit dem Tode bestraft , wennsie nach der Verkündung dieser Verordnung begangenfind.
5. Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft .

Auf Grurid dieser Verordnung ' hat der Reichswehrmimfdie vollziehende Gewalt im Wehrkreis V dem GeneralleutnaReinhardt für den Bereich dieses Wehrkreises übertragen .Der -Wehrkveis V umfaßt von Preußen -die Provinz Hessen.Nassau, den Regierungsbezirk Erfurt und Hohenzollern , fer¬ner Württemberg , Baden, Hessen, Thüringen und Wali^ ck.
Hiezu bestimme ich :
1 . Sämtliche Behörden bleiben in ihrer Tätigkeit. DerGang der Verwaltung bleibt unverändert .2. Von der Bevölkerung evwarte ich, daß sie den etwa er .forderlich werdenden Anordnungen unbedingt Folge lei.stet ; jeden Versuch die Öffentliche Ruhe und Ordnungzu stören, werde ich unterdrücken.

Der militärische Befehlshaber :
gez. Reinhardt

Generalleutnant
Befehlshaber im Wehrkreis V und Kommandeur »et6. Division.

Bekanntmachung.
Einschränkung der BersammlungSfreiheit

Im Befehlsbereich des Wehrkreiskommandos V , also auch inBaden , sind alle öffentlichen Versammlungen , Ansammlungen .Umzüge und Aufzüge unter freiem Himmel verboten, ebensoa!ll>e ü -fentlichen Versammlungen in geschlossenen Räumen vonder Genehmigung der zuständigen Polizeibehörde abhängiggemacht. Die Polizeibehörden sind angewiesen, gegen jedeHandlung , tue zum Generalstreik . oder zum Bürgerkrieg auf .fordert , einzuschreiten. . - ”
Stütttzärt , den 1 . Oktober 1923.

'
Der militärische Befehlshaber »

gez. Reinhardt
Generalleutnant .

Bekanntmachung.
Die Verordnung vom 17. April 1923 .

Da die Reichsverordnung vom 17. April 1923 mit Wirkungvom 26. September 1933 aufgehoben ist, sind sämtttche aufGrund dieser -Verordnung ergangenen Anordnungen , wie be.reits im Einzelfall mitgeteilt , außer Kraft getreten .Wegen der Vorlage der Kostenaufstellungen wird auf die andie Bezirksämter unter dem 3. September 1923 ergangeneVerfügung hingewiesen.
Karlsruhe , den 3. Oktober 1933 .

Der Untrrbevollmächtigte gemäß Verordnung des ReichSpräst.denten vom 17. April 1923 für den Freistaat Baden.
Or . B a r ck , Oberregieruugsrat .

Bekanntmachung.
Den Völkischen Beobachter bete.An die Bezirksämter !

Nach Mitteilung des Reichsinnenministers vom 2. Oktober1928 Nr . VII 6069 hat der Reichswehrminister den VölkischenBeobachter in -München auf unbestimmte Zeit verboten . Etwa
trotzdem erscheinende Ausgaben der Zeitung unterliegen der
Beschlagnahme. Die Polizei - und Gendarmeriebeamten sindmit entsprechender Weisung zu versehen.

Karlsruhe , den 3 . Oktober 1923 .
Der Minister des Innern :

R e m m e l e.

Die Festsetzung der OrtSlöhne betr .
Die mit Wirkung vom 10. September 1923 im Dienstbezirkfestgesetzten Ortslöhne werden gemäß §§ 149 , 151 RVO . mitWirkung vom 1 . Oktober 1923 an verzehnfacht.K o n st a n z , den 28 . September 1923 .

Bad. Oberversicherungsamt .

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.

der planmäßigen Beamte».
Aus dem Bereich des Rechnungshofs:

Ernannt :
Oberfinanzrat Moritz Reinach in der Domänenabteiluna deS

Finanzministeriums unter Belaffung seiner bisherigen Amts¬
bezeichnung zum Kollegialmitglied des Rechnungshofs .

Ministerium des Inner «.
Ernannt :

Kriminalassistent Paul Dumm in Mannheim zum Kriminal¬
sekretär, Wachtmeister Otto Keller in Karlsruhe zum plan¬
mäßigen Polizeiwachtmeister.
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